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Organspende, Grundgesetzänderung, 

Qualifizierungschancengesetz  

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

eine weitere  Sitzungswoche liegt hinter uns und wir haben im Plenum des 

Deutschen Bundestages wieder zahlreiche Gesetze beraten und beschlossen.  

Bereits am vergangenen Freitag haben sich die Fraktionen von CDU/CSU, SPD , 

FDP und Bündnis 90/Die Grünen  nach intensiven Be ratungen  auf eine 

Änderung des Grundgesetzes geeinigt . Damit haben wir die 

verfassungsrechtliche Grundlage dafür geschaffen, dass der Bund die  Länder 

und Kommunen i m Bildungsbereich finanziell unterstützen kann.  

Am Mittwoch stand eine umfassende Debatte zu m Thema Organspende auf 

der Tagesordnung. In Deutschland warten derzeit 15.000 Menschen auf ein 

30. November  2018 

Für uns in Berlin ! 
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Spenderorgan und laut Eurotransplant ist die Zahl der Spender im vergangenen 

Jahr erneut gesunken. In einer ersten Debatte diskutierten wir, ob es notwendig 

ist, die Regelungen für die Organspende zu überarbeiten und wie eine höhere 

Spenderzahl erreicht werden kann.  

Über  das Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizierung und für mehr 

Schutz in der A rbeitslosenversicherung  haben wir am Donnerstag abschließend 

beraten . Das Qualifizierungschancengesetz beinhaltet eine bereits im 

Koalitionsvertrag vereinbarte Senkung des Beitragssatzes z ur 

Arbeitslosenversicherung. Demnach wird der  Beitragssatz zur Entlastung von 

Beschäftigten und Arbeitgebern zum 1. Januar 2019  von 3,0 auf 2,5  Prozent 

gesenkt .  

Auch a m Donnerstag haben wir mit der SPD den gemeinsamen Antrag zum 

UN-Migrationspakt verabschiedet. Darin sprechen sich die beiden 

Koa litionsfraktionen dafür aus, mit dem Globalen Pakt für sichere, geordnete 

und reguläre M igration die internationale Zusammenarbeit in der 

Migrationspolitik zu stärken und die Migration besser zu regeln und zu steuern.  

Gespannt blicken wir nun alle auf den  in der nächsten Woche  bevorstehenden 

CDU-Parteitag in Hamburg, wo wir unsere neue Parteivorsitzende oder unseren 

neuen Parteivorsitzenden wählen.  

Ich wünsche Ihnen einen gemütlichen 1. Advent und eine stressfreie und 

besinnliche Vorweihnachtszeit.  

Mit freundlichen Grüßen  

  

 

Prof. h. c. Dr. Karl A. Lamers MdB  
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Einblicke von meiner Arbeit im Wahlkreis  
 

Nach meiner Rückkehr von der NATO Tagung in Halifax (Kanada) am 20. 

November  begann für mich eine anstrengende Haushaltswoche in Berlin. Von 

dort bin ich am Freitag direkt in den Wahlkreis geflogen, um an der 

Jahre sabschlussfeier der CDU Sulzbach teilzunehmen.  

Dort wurde mein Kolping -Freund Gerhard Knapp für seine 40 -jährige 

Mitgliedschaft in der CDU geehrt. Herzlichen Dank für Dein tolles Engagement 

und meinen Freunden vor Ort mit Thomas Bader an der Spitze für ihr en 

ehrenamtlichen Einsatz!  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Verabschiedung von Ehepaar König. Herr König hat 

über Jahrzehnte Großes für Sulzbach geleistet. 

Respekt dafür!  
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Im Anschluss habe ich in Heidelberg am 4. NCT -Benefizkonzert 1.220 Takte 

gegen Krebs mit Stargeiger Daniel Hope und dem Orchester lõarte del mondo 

in der Stadthalle teilgenommen. Es war ein rundum gelungener Abend!  

 

 

 

Ehrung von Gerhard Knapp für 40 Jahre CDU Mitgliedschaft  
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Mit Ahmet Pekkip und seiner 

Frau Simone  

Mit  Theresia Bauer, Landesministerin für 

Wissenschaft, Forschung und Kunst, und Prof. Dr. 

Michael Baumann, Vorstandsvorsitzender DKFZ  
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Stargeiger Daniel Hope  
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Herzlichen Glückwunsch der HS Galerie von Prof. Dr. Schwarzkopf und seiner Familie 

zum 40-jährigen Jubiläum! Ich habe mich sehr gefreut, an der Jubiläumsvernissage 

dabei sein zu können!  
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Das traditionelle Gänseessen der  CDU Schriesheim war wieder sehr gut besucht.   

In der Weinstube Müller gab es viele Köstlichkeiten. Wie jedes Jahr wurden im Laufe 

des Abends verdiente Parteifreunde für langjährige Mitgliedschaft geehrt und 

Spenden für einen guten Zweck gesamme lt. Eine tolle Geste! In kurzen Grußworten 

haben meine Landtagskollegin Julia Philippi und ich zu aktuellen Themen der 

Landes - und Bundespolitik Stellung genommen. Ich selber habe hervorgehoben, 

dass sich die CDU in einer spürbaren Aufbruchstimmung befinde t mit Blick auf die 

Wahl der/des Parteivorsitzenden. Zugleich habe ich Angela Merkel für 18 Jahre an 

der Spitze der CDU meinen Dank und Respekt bekundet. Der CDU Vorsitzenden, 

Christiane Haase, gilt mein Dank für Ihre engagier te Arbeit und viele gute Aktio nen 

der CDU Schriesheim . 

https://www.facebook.com/CDUSchriesheim/?__xts__%5B0%5D=68.ARB8gQH63_X6iOlDBb9bRDn0Gj3k_zpDReOhYZw7HhTrOxBoek7TQMs_fH7Gv_MREWKbfD5OYyh7H5cWxykuqryh_ctx7nMIVEWDACMnync6mWx1biJI9o8weJunLvw3B1S43xrOtVvUXcdHLedvtpeyjS9z-ygpaIwviAQyNfOcf9QstEhsuhlFAlZXIc8-QXc7k1QUSBoPI3kcU6ZLzKcJ6uWofcuxyTruJdJlJ9poK-wJ8bkPxa4E6QkieeRkXo_i6AfjFkZdNG1H2yMPN6iBnc1XoUsjwq5ds4SyWKQTeh3qXLbvEZXzn35sVNo5fO9U12SA8_fLcEjsX_AheZ8p2w&__tn__=%2CdK%2AF-R&eid=ARDQPpoLsdPEh0HyuFTKbYWQr6t_m5d7kOj26232-a-epRyyHS9vJwkJ40W48fRm02ikrbsYlkhzQfJn
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Am Mittwoch hatte ich einen interessanten Gedankenaustausch mit dem früheren 

litauischen Botschafter in Washington und Mitglied des litauischen Parlaments, 

Ĥygimantas Pavilionis, mit Nerija Bendinskiene, Gesandte der Botschaft der 

Republik Litauen in Berlin und Gabrielƛ Gylytƛ-Hein, der Vorsitzenden des 

Litauischen -Deutschen Forums. Seit Jahrzehnten bin ich eng mit dem Land und 

den Menschen verbunden und setze mich voller Leidenschaft für die deutsch -

litauischen Beziehungen  ein . 
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Meine aktuelle Pressemitte ilung  

Prof. h. c. Dr. Karl A. Lamers sendet  Soldatinnen und 

Soldaten in Auslandseinsätzen Weihnachtsgrüße  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der CDU-Bundestagsabgeordnete des Wahlkreises Heidelberg/Weinheim und stv. 

Vorsitzende  des Verteidigungsausschusses,  Prof. h. c. Dr. Karl A. Lamers, hat in dieser 

Woche den rund 3500 Soldatinnen und Soldaten, die unmittelbar bei 

Auslandseinsätzen eingesetzt  sind, Weihnachts grüße aus dem D eutschen Bundestag 

zukommen zu lassen.   

 

Auf Initi ative des Deutschen Bundeswehr -Verbandes und der OASE -Einsatzbetreuung 

- einem Projekt der Evangelischen und Katholischen Arbeitsgemeinschaft für 

Soldaten betreuung ð schickte Lamers auf gelben ăBªndern der Verbundenheit" 

persönliche Grüße an die Soldatinnen und Soldaten.  

 

ăAls zustªndiger Berichterstatter unserer Fraktion zur Lage in den Einsatzgebieten weiß 

ich ganz genau, wie unsere Soldatinnen und Soldaten  sich  unter Gefährdung von Leib 

und Leben für das Wohl unseres Landes  einsetzen  und welche großen 

Herausforderungen sie tagtäglich im Einsatz meistern müssen. Dafür gebühren  ihnen 

mein  größter Respekt und  meine  Anerkennung . Gerade auch über Weihnachten , 

wenn si e fern der Heimat getrennt von ihren Liebsten sind,  ist das nicht leicht. Ich danke  

von tiefstem Herzen  allen Soldatinnen und Soldaten  für ihren herausragenden Dienst 

f¿r uns alleò, so der CDU-Bundestag sabg eordnete.  
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Pressemeldungen der CDU -Landesgruppe 

Baden -Württemberg in dieser Woche  

 

Debatte zur Organspende  

 

In einer ergebnisoffenen Orientierungsdebatte diskutierten die Abgeordneten 

des Deutschen Bundestages am Mittwoch die Problematik der seit Jahren viel 

zu niedrigen Organspenderzahlen in Deutschland. Neben Maßnahmen, die 

Abläufe und Ausstattung in den Kliniken verbessern sollen ð ein entsprechender 

Gesetzentwurf wurde erst Ende Oktober im Kabinett beschlossen ð ging es 

dabei vor allem um die Frage, auf welche Weise di e Menschen ihre 

Zustimmung oder Ablehnung der eigenen Spendebereitschaft ausdrücken 

sollen. 

 

Derzeit muss ein Organspender ð oder seine Angehörigen ð einer Spende aktiv 

zustimmen. Erst kürzlich hatte Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) 

vorgeschlagen,  eine sogenannte ădoppelte Widerspruchslºsungò einzuf¿hren, 

bei der jeder Mensch potenzieller Organspender sein solle, wenn er zu 

Lebzeiten nicht widerspreche oder die Angehörigen dies nach dem Tod 

ablehnen.  Im Deutschen Bundestag entwickelte sich über kna pp drei Stunden 

eine intensive Debatte jenseits der starren Grenzen zwischen Koalitions - und 

Oppositionsfraktionen.  

 

Karin Maag MdB (Wahlkreis Stuttgart II)  erteilte der Widerspruchslösung eine 

Absage: ăEin solcher Vorschlag ist nicht mit dem Selbstbestimmungsrecht des 

Menschen sowie mit dem Recht auf kºrperliche Unversehrtheit vereinbarò. 

Stattdessen plädierte sie dafür, die bisherige Zustimmungslösung als b ewusste 

Entscheidung beizubehalten.  
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Ziel müsse es sein, die Menschen verstärkt zur freiwilligen Spende zu motivieren. 

ăDazu gehºrt eine regelmªÇige Information, die zur Organspende ermutigtò, 

so Maag weiter.  

 

Axel Müller MdB (Wahlkreis Ravensburg)  war hinge gen noch unentschieden: 

ăDie Entscheidung Zustimmungs- oder Widerspruchslösung fällt mir sehr schwer. 

Denn hier geht es um den Ausgleich zwischen höchst unterschiedlichen 

Interessen. Auf der einen Seite steht das Selbstbestimmungsrecht des 

möglichen Spende rs über seinen Körper und auf der anderen das Interesse des 

Kranken, eine ¦berlebenschance zu bekommenò. Parallelen zog er zu seiner 

Tätigkeit als Richter ð auch hier fand die Entscheidungsfindung innerhalb eines 

längeren und intensiven Prozesses statt. Di e am Mittwoch geführte Debatte im 

Deutschen Bundestag sei dabei ebenfalls als Teil dieser ăBeweisaufnahmeò zu 

verstehen.  

 

 

Globaler Pakt für Migration dient der 

Steuerung und Begrenzung von Migration  

 

Mit  dem am Donnerstag beschlossenen und von der CDU/CSU -

Bundestagsfraktion initiierten Antrag ist der Deutsche Bundestag der 

Desinformationskampagne zum Globalen Migrationspakt entgegengetreten.   

 

Der Globale Migrationspakt ist im deutschen Interesse. Er dient der Steuerung 

und Begrenzung von Migration. Deutschland wird seiner humanitären 

Verantwortung auch in Zukunft gerecht werden. Doch unsere Möglichkeiten 

sind begrenzt. Wir wollen deshalb alles dafür tun, dass die Zahl der 

Schutzbedürftigen weiter zurückgeht , dass abgelehnte Asylbewerber unser 

Land verlassen und dass die Zuwanderung auf ein Maß begrenzt ist, das die 



13 
 

gesellschaftliche Akzeptanz nicht übersteigt und die Integrationsfähigkeit 

unserer Gesellschaft nicht überfordert. Diesen Zielen dient auch der 

Migrationspakt.  

 

Mit seinem Beschluss ist der Deutsche Bundestag klar der Falschinformation 

entgegengetreten, dass durch den Migrationspakt deutsches Recht 

ausgehöhlt werde. Der Deutsche Bundestag hat durch die Annahme des 

Antrages unmissverständlich klarges tellt, dass der Migrationspakt die nationale 

Souveränität Deutschlands nicht einschränkt; dass er keine einklagbaren 

Rechte oder Pflichten begründet und keine rechtsändernde oder 

rechtssetzende Wirkung entfaltet. Durch den GCM können deutsche 

Regelungen fo lglich weder eingeschränkt noch ausgeweitet werden.   

 

Auch Dr. Stephan Harbarth MdB  (Wahlkreis Heidelberg) sprach an seinem 

letzten Tag noch einmal zum UN -Migrationspakt. Er scheidet nach dem 30. 

November 2018 aus dem Deutschen Bundestag aus, nachdem er in d er 

vergangenen Woche von Bundestag und Bundesrat zum Richter am 

Bundesverfassungsgericht gewählt wurde und dort künftig das Amt des 

Vizepräsidenten bekleiden wird.  

 

Bund stärkt Kommunen in Bildung, 

Wohnungsbau und Verkehr  

 

Durch eine Ä nderu ng des Grundgesetzes, die  am Donnerstag mit der 

notwendigen Zweidrittelmehrheit von CDU/CSU, SPD und Grünen beschlossen 

wurde, will der Bund den Kommunen in den Bereichen Bildung, sozialer 

Wohnungsbau und Verkehr stärker unterstützen.  Die Beschränkung, dass der 

Bund nur ăfinanzschwacheò Kommunen bei Investitionen in die 

Bildungsinfrastruktur unterstützen  darf, soll aufgehoben werden.  
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Dies ist Grundlage f¿r den ăDigitalPakt Schuleò, mit dem der Bund die Lªnder 

mit insgesamt 5 Milliarden Euro dabei unterstützen möchte, die Schulen mi t 

schnellem WLAN und digitaler Infrastruktur auszustatten.  

 

Gleichzeitig bleibt Bildung weiterhin Lªndersache. Denn: ăDer Bund ist nicht der 

bessere Schulmeisterò stellte Andreas Jung MdB  (Wahlkreis Konstanz) in der 

Debatte klar. Das gemeinsame Ziel von Bu nd und Ländern sei aber, bei der 

Digitalisierung der Schulen besser voranzukommen.  Ebenfalls Teil der Beschlüsse 

ist, dass die Zuschüsse des Bundes an die Länder für den sozialen Wohnungsbau 

auch zielgerichtet in diesem Bereich investiert werden und so ein en echten 

Mehrwert bieten können. Zudem werden auch die Mittel, die der Bund den 

Kommunen für Investitionen in kommunalen Straßenbau und den öffentlichen 

Nahverkehr gewährt, ab 2020 auf eine Milliarde Euro erhöht.  

 

 Jung: ăMit dem heutigen Beschluss stellen wir die Weichen, um gemeinsam mit 

den Ländern wichtige Verbesserungen in unserem Land zu erreichen. Wir 

wollen dazu beitragen, dass die Digitalisierung entschieden vorangebracht 

wird ð auch in den Schulen. Wir wollen mit unserem Beitrag zum sozialen 

Wohnu ngsbau bezahlbaren Wohnraum schaffen. Und wir wollen nachhaltigen 

Verkehr in den Kommunen stärken ò. Bevor die Gesetzesänderung in Kraft 

treten kann, müssen die Ländervertreter im Bundesrat zustimmen. Hierzu stehen 

jetzt weitere Gespräche an ð ăkonstruktiv, aber auch zielorientiertò, so Jung. 

 

Neue Impulse für den Wohnungsmarkt  

 

Die steuerliche Förderung des Mietwohnungsneubaus stand am Donnerstag 

auf der Tagesordnung: Durch eine zeitlich befristete Sonderabschreibung soll 

der Bau von bezahlbaren Mietwohnungen angekurbelt werden, die 

insbesondere in den Ballungsgebieten fehlen.  
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Als Baustein der Wohnraumoffensive soll damit dazu beigetragen werden, die 

im Koalitionsvertrag vereinbarten 1,5 Millionen neuen Wohnungen und 

Eigenheime zu realisieren.  Olav Gutting MdB , der das Vorhaben als zuständiger 

Berichterstatter im Finanzausschuss voran getrieben hat: ăGegen 

Wohnungsmangel hilft vor allem zusätzliches Bauen.  

 

Die steuerliche Förderung setzt hier ð neben dem Baukindergeld und den 

zusätzlichen Mitteln für den sozialen Wohnungsbau - Impulse durch Aktivierung 

privater Investoren. Damit kann Dr uck aus dem Mietwohnungsmarkt 

genommen und Entlastungen im unteren und mittleren Mi etpreisbereich 

erreicht werdenò. Bauvorhaben, die im Zeitraum vom 1. September 2018 bis 

zum 31. Dezember 2021 beantragt wurden oder werden, können von der 

Sonderabschreibung profitieren. Diese beträgt im Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung und in den folgenden drei Jahren bis zu jährlic h 5 Prozent neben 

der linearen Abschreibung.  

 

Um die Förderung zielgenau auszugestalten, wird sie auf Vorhaben begrenzt, 

die 3.000 Euro Anschaffungs - oder Herstellungskosten pro Quadratmeter 

Wohnraum (ohne Grund und Boden) nicht überschreiten. Die 

Bemessung sgrundlage für die Abschreibung wird auf 2.000 Euro gedeckelt. 

Eine Begrenzung der Förderung auf bestimmte Gebiete ist nicht vorgesehen; 

die Sonderabschreibung kann auch mit anderen 

Wohnungsneubauförderungen kombiniert werden.  

 

Mieter besser schützen, Kleinvermieter 

entlasten  

 

Mit dem Mietrechtsanpassungsgesetz wurde am Donnerstag ein 

Maßnahmenpaket beschlossen, das für mehr Mieterschutz und die Entlastung 


